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Ausgabe A. 


Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


F... ĩ 6ũQ iii BIRD ER Br 
Nr. 62 Ausgegeben Danzig, den 26. Auguſt 1933 


Juhalt: 


153 Durch⸗ und Ausführungsbeſtimmungen 
zur Verordnung zur Belebung der Wirtſchaft insbeſondere zur Entlaſtung des 
Hausbeſitzes vom 11. 7. 1933. 
Vom 18. Auguſt 1933. 


I. Allgemeines 
Zu § 7 Abſ. 1f des Wohnungsbaugeſetzes (W. B. Geſ.) 


8 1 
Zu den Gebäuden und Gebäudeteilen, die mit einem landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder 
gärtneriſchen Betriebe in unmittelbarem Zuſammenhang ſtehen, rechnen ſowohl die Wohngebäude des 
Eigentümers, als auch Dienſt⸗ und Arbeiterwohnungen, ſofern ſie zu einer landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebseinheit gehören, die dauernd einem landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen 
Hauptzweck dienen, es ſei denn, daß ſie an Perſonen vermietet oder verpachtet ſind, die nicht im Be⸗ 
triebe arbeiten. N . 
Zu $ 7b des W. B. Geſ. 
| 8 2 } : ; 
(1) Niederſchlagung, gemäß $ 7b der Verordnung vom 11. 7. 1933 iſt insbeſondere auszu⸗ 
ſprechen: f 
1. Hinſichtlich der vom Eigentümer ſelbſt benutzten Wohnung, wenn der Eigentümer Erwerbs⸗ 
loſen⸗, Kleinrentner⸗ oder Wohlfahrtsunterſtützung bezieht, 
2. bei Wohnungen, die zur Vermietung beſtimmt ſind, ſolange die Räume leerſtehen. 
(2) Niederſchlagungsanträge nach 8 7b des Wohnungsbaugeſetzes ſind bei den zuſtändigen Stellen 
auf einem beſonderen Formular einzureichen und zwar nachträglich für ein Vierteljahr, erſtmalig alſo 
Anfang Oktober 1933 für die Zeit vom 1. 7. bis 30. 9. 1933. 


Zu 8 10 des W. B. Geſ. 
| 8 3 \ N ! 
Das Aufſichtsrecht des Landesſteueramtes nach 8 10 des Wohnungsbaugeſetzes wird ausgedehnt 
auf die Kontrolle der richtigen Durchführung 
1. der Neparaturverordnung vom 18. 11. 1932 (G. Bl. S. 769) ſowie des Art. III der Ver⸗ 
ordnung vom 11. 7. 1933, er = Ber 
2. der Beſtimmungen über die Ausgabe von Schatzanweiſungen (Art. IV der Verordnung vom 
11. 7. 1933). s 
Zu $ 11 des W. B. Geſ. 
f ; 8 4 N { l A 2 — 
Mietbeihilfen im Sinne des $ 11, die für die Zeit nach dem 1. 7. 1933 von den Wohlfahrts⸗ 
behörden gewährt werden, ſind den für die Annahme der Wohnungsbauabgabe zuſtändigen Kaſſen 
liſtenmäßig, nach Grundſtücken geordnet, mitzuteilen. a s 
Zu 8 15 des W. B. Geſ. i 
| 85 : ö 1 Bf: ES 
Soweit für die Vereinnahmung der Wohnungsbauabgabe einſchließlich der darauf entfallenden 
Zinſen und Koſten von der zuftändigen Kaffe fortlaufende Abrechnungskonten in Kontokorrentform 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 3. 9. 1933.) 


2 2 8 5 a N een 2 7 rin . * 2 we 
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geführt werden, gelten die Vorſchriften des S 2 Abſ. 2 und 3 und §8 3, 4 Abſ. 1 und 2 — 8 7 des 
Geſetzes über die gemeinſame Erhebung der veranlagten Einkommen⸗, Körperſchafts⸗, Vermögens-, 
Gewerbe⸗ und Umſatzſteuer vom 27. 9. 1928 (G. Bl. S. 207). ö ö 
| | 86 | 
Die Dienſtaufſicht über die im $ 15 des Wohnungsbaugeſetzes genannten Stellen, die die Woh⸗ 
nungsbauabgabe veranlagen und erheben, wird dem Landesſteueramt übertragen. Das Landesſteuer⸗ 


amt iſt ferner als nächſtobere Behörde im Sinne des § 285 des Steuergrundgeſetzes anzuſehen. 


b II. Zu Art. III der Verordnung vom 11. 7. 1933. 
es 8 7 | 
In den Fällen, in denen die Anrechnung von Reparaturbeträgen gemäß der Verordnung vom 
18. November 1932 für ein Grundſtück ausgeſprochen iſt, nach Artikel II der Verordnung vom 11. 7. 
1933, das ab 1. Juli 1933 von der Wohnungsbauabgabe befreit iſt, kommt zur Anrechnung nur 
die Hälfte des auf die Zeit vom 1. April bis 30. Juni 1933 entfallenden Veranlagungsſolls. Bereits 
erteilte Anrechnungsbeſcheide in dieſen Fällen ſind demgemäß zu berichtigen. 


III. Zu Art. IV der Verordnung vom 11. 7. 1933. 
Zu 88 1 und 2. 
88 
. (1) e hinſichtlich des einzelnen Grundſtücks it, abgeſehen von den in Artikel IV 
§ 2 Abſ. 3 und 4 vorgeſehenen Fällen, der Steuerſchuldner, der beim Steueramt als Steuerpflich⸗ 
tiger der Wohnungsbauabgabe geführt wird und auf deſſen Namen bei der zuſtändigen Steuerkaſſe 
das Wohnungsbauabgabenkonto eingerichtet iſt. 

(2) Tritt infolge des Überganges des Eigentums an einem Grundſtück nach dem 1. 7. 1933 in 
der Perſon des Steuerſchuldners eine Anderung ein, jo iſt es Sache der Beteiligten, eine Umſchreibung 
der Unterlagen der Steuerverwaltung herbeizuführen. 

(3) Sind Gebäude oder Gebäudeteile vermietet oder verpachtet, jo ſteht der Anſpruch auf Schatz⸗ 


anweiſungen für entrichtete Wohnungsbauabgabe ausſchließlich dem Steuerſchuldner (SS 1 bis 3 der 


en una vom 11. 7. 1933) zu. 
(4) Die Entſcheidung darüber, wer im Innenverhältnis die e zu beanſpruchen 


hat, Ken im 5 den ordentlichen Gerichten zu. 


8 8 9 N 
Die Ausgabe der Schatzanweiſungen hat zu unterbleiben für ſolche Wohnungsbauabgabebeträge, 
deren Steuerſchuldner der Staat, eine Gemeinde oder ein Gemeindeverband ſind. Das gleiche gilt für 
ſolche Schuldner der Wohnungsbauabgabe, die in der ſteuerlichen Behandlung dem Staat gleichgeſtellt 
un 
| 3 8 10 i 
(1) Art. IV S 3 fließt das Entſtehen des Anſpruchs auf Zuteilung von Schatzanweiſungen 
für die Zeit aus, in der der Grundſtückseigentümer oder ſonſt Berechtigte im Gebiet der Freien Stadt 


Danzig lediglich der beſchränkten Einkommen⸗ oder Körperſchaftsſteuerpflicht unterliegt. 


(2) Die nach Abſ. 1 in Frage kommenden Perſonen find den die Wohnungsbauabgabe vereinnah⸗ 


menden Kaſſen durch die für die Veranlagung der Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer zuſtändigen 


Steuerämter mitzuteilen. Gegen die Ablehnung von Anträgen auf Zuteilung von Schatzanweiſungen 
in dieſen Fällen iſt gemäß Art. IV S 12 der Verordnung vom 11. 7. 1933 ausſchließlich die Be⸗ 


ſchwerde nach SS 284 ff. des St. Gr. Geſ. gegeben. 


(3) Abſ. 1 und 2 gilt auch für die in Art. IV S 3 Abſ. 2 aufgeführten Grundſtücksgeſellſchaften, 


ſolange von ihnen nicht nachgewieſen wird, daß auch ſämtliche Eigentümer 20 Geſellſchaftsanteile im 


Gebiet der Freien Stadt Danzig unbeſchränkt ſteuerpflichtig ſind. 
(4) Wird in den in Abſ. 1 bis 3 aufgeführten Fällen die unbeſchränkte Einkommen⸗ oder Kör⸗ 


perſchaftsſteuerpflicht erſt in der Zeit nach dem 30. 6. 1933 begründet, ſo erwächſt daraus ein An⸗ 
ſpruch auf Zuteilung der Schatzanweiſungen lediglich hinſichtlich der Wohnungsbauabgabe⸗Beträge, die 
nach der Begründung der unbeſchränkten Steuerpflicht fällig werden. § 7 gilt entſprechend. 


(5) Bei Fortfall der unbeſchränkten Steuerpflicht nach dem 30. 6. 1933 entfällt der An 
für die erſt nach deren Aufhören fällig werdenden Wohnungsbauabgaben-Beträge, | al 
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Zu 8 5. 
f 8 11 
(1) Der Anſpruch auf Schatzanweiſungen erliſcht unter den in § 5 der Verordnung vom 11. 7. 
1933 vorgeſehenen Vorausſetzungen. g 
(2) Den die Wohnungsbauabgabe vereinnahmenden Kaſſenſtellen ſind mitzuteilen: 
1. von den Steuer⸗ und Zollämtern die Namen derjenigen Perſonen, gegen die am 1. 7. 1933 
ein Ermittlungs⸗ oder Strafverfahren wegen Vergehen gegen SS 366 bis 368, 372, 373, 
375 des Steuergrundgeſetzes anhängig iſt der ſpäter eingeleitet wird, 
2. vom Polizeipräſidium die Namen derjenigen Perſonen, gegen die nach dem 1. 7. 1933 ein 
Verfahren wegen der in § 5 Abſ. 1 Buchſt. e genannten ſtrafbaren Handlungen eingeleitet iſt. 
(8) Die zuſtändige Steuerkaſſe hat bei den ihr gemäß Abſ. 2 mitgeteilten Perſonen, ſofern ihnen 
ein Anſpruch auf Schatzanweiſungen zuſteht, das in Art. IV 8 5 Abſ. 2 der Verordnung vom 11. 7. 
1933 vorgeſehene vorläufige Zurückbehaltungsrecht bis zur endgültigen Entſcheidung über die einge⸗ 
leiteten Verfahren auszuüben. Beſchwerden gegen die Ausübung des vorläufigen Zurückbehaltungsrechts 
hiergegen ſind vom Senat zu entſcheiden. (Art. IV 8 12.) 


(4) Iſt rechtskräftig feſtgeſtellt, daß eine Beſtrafung nach § 5 Abſ. 1 nicht in Frage kommt, fo 
ſteht der Ausgabe der zurückbehaltenen Schatzanweiſungen an den Berechtigten nichts mehr im Wege. 
In dieſem Falle kann der Berechtigte für den durch die Zurückbehaltung der Schatzanweiſungen be⸗ 
dingten Schaden keinen Erſatz verlangen. 

Zu 8 6. 
8 12 

Die Mitteilung der Steuerkaſſe an den Berechtigten über das Erlöſchen des Anſpruchs auf Aus⸗ 
händigung der Schatzanweiſung (Art. IV 8 6) iſt erſt zu erlaſſen, wenn das den Verluſt des Anſpruchs 
auf Schatzanweiſungen nach ſich ziehende Straferkenntnis rechtskräftig geworden iſt. Sie bedarf der 
Genehmigung des Landesſteueramts. Gegen die das Erlöſchen des Anſpruchs auf Schatzanweiſungen 
ausſprechende Mitteilung iſt die Beſchwerde an den Senat zuläſſig. (Art. IV S 12.) | 

Zu 87. 
i $ 13 

Die Übertragung des Anſpruchs auf Schatzanweiſungen berührt weder das Zurückbehaltungsrecht 
der Steuerkaſſe nach SS 5, 6 und 10 der Verordnung vom 11. 7. 1933 noch die Ausgabe der Schatz⸗ 
anweiſungen an den Steuerſchuldner der Wohnungsbauabgabe. 

Zu 8 4. 
b 8 14 

(1) Die Berechtigten erhalten Schatzanweiſungen in Höhe des Nennwertes, der auf ihrem Woh⸗ 
nungsbauabgaben⸗Konto in der Zeit vom 1. 7. 1933 bis 31. 3. 1934 eingezahlten Beträge. Als 
eingezahlt in dieſem Sinne gelten auch die dem Konto gutgebrachten Mietsbeihilfen. Der Nennwert 
der auszuhändigenden Schatzanweiſungen darf niemals höher ſein als der Betrag, den der Berechtigte 
unter Berückſichtigung aller Zugänge, Abgänge, Anrechnungen und Niederſchlagungen für die Zeit 
vom 1. 7. 1933 bis 31. 3. 1934 tatſächlich zu entrichten hat (berichtigtes Veranlagungsſoll). 


(2) Beiſpiele: 
Wohnungsbauabgabe⸗Soll 1933/34 für ein Grundſtüctk eee. 1200 G 


[ 


Auf die Zeit vom 1. 7. 1933 bis 31. 3. 1934 entfallen davon 900 8 
1. Gehen auf dem Grundſtückskonto in der Zeit vom 1. Juli 1933 bis 31. März 
| 1934 ein: 
a) ein Betrag von 500 G, fo erhält der Berechtigte Schatzanweiſungen im Nenn⸗ N 
Pe Wert donnnmnmssss 99008 
b) ein Betrag von 900 G, ſo erhält der Berechtigte Schatzanweiſungen im Nenn⸗ : 
wert von 


2833 8 
c) ein Betrag von mehr als 900 G; (Abdeckung alter Reſte), ſo erhält der Be⸗ f 
N rechtigte auch nur Schatzanweiſungen im Nennwert voe n 900 8 
2. Vermindert ſich das Abgabeſoll für die Zeit vom 1. Juli 1933 bis 31. März 1934 durch 
| Rechtsmittel, Ermäßigungen (Vermietung unter der geſetzlichen Miete), Anwendung von $ 7 
Abſ. 8 W. B. Geſ. oder Niederſchlagungen auf 600 G, jo können dem Berechtigten höchſtens 
Schatzanweiſungen im Nennbetrage von 600 G ausgehändigt werden. (Im übrigen vgl. 
Beiſpiel 1). | 8 mente aid 
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3. Sind dem Berechtigten gemäß Verordnung vom 11. Juli 1933 (G. Bl. S. 310) für Re⸗ 
paraturen für die Zeit vom 1. Juli 1933 bis 31. März 1934 angerechnet 450 G, ſo können 
ihm höchſtens Schatzanweiſungen in Höhe von 450 G ausgehändigt werden (ogl. auch hier 
Beiſpiel 1). N 

4. Vermindert ſich das Soll für die Zeit vom 1. Juli 1933 bis 31. März 1934 aus den 
Gründen des Beiſpiels 2 auf 600 G und beſteht daneben noch eine Anrechnung wie in Bei⸗ 
ſpiel 3 in Höhe von 450 G, fo können dem Berechtigten höchſtens Schatzanweiſungen im 
Nennbetrage von 150 G ausgehändigt werden. 

(3) Im Falle der Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks hat der nach Art. IV S 2 Abſ. 4 
berechtigte Erſteher einen Anſpruch auf Zuteilung von Schatzanweiſungen äußerſtenfalls in Höhe des 
für die Zeit vom 1. 7. 33 bis 31. 3. 34 feſtgeſtellten (berichtigten) Veranlagungsſolls an Wohnungs⸗ 
bauabgabe. 
a 8 15 

(1) Für die Feſtſtellung, wann Beträge entrichtet worden ſind, iſt der Einzahlungstag maß⸗ 
gebend. Als Einzahlungstag gilt: 

a) bei übergabe oder Überfendung von Zahlungsmitteln an die Kaſſe der Tag des Eingangs, 

b) bei Überfendung auf das Poſtſcheckkonto der Kaffe der Tag, der ſich aus dem Tagesſtempel⸗ 
abdruck des Poſtſcheckamts auf dem der Steuerkaſſe gleich überſandten Abſchnitt ergibt, 

e) bei einer ſonſtigen Überweiſung der Tag, an dem der Betrag der Kalle gutgeſchrieben wird, 

d) bei Einzahlungen mit Zahlkarte oder Poſtanweiſung oder aus dem Ausland der Tag, an dem 
der Betrag bei der Kaſſe eingeht oder ihr gutgeſchrieben wird. 

(2) Werden Beträge, auf deren Erſtattung der Steuerpflichtige einen Anſpruch hat, auf Woh⸗ 
nungsbauabgabe im Wege der Umbuchung angerechnet, ſo iſt dieſer Betrag in dem Augenblick als 
entrichtet anzuſehen, in dem die Umbuchung erfolgt iſt. 

Zu 88 8 und 9 
i $ 16 : 
Die Bank von Danzig wird als Stelle für die Auslieferung der Schatzanweiſungen beſtimmt. 


f 8 17 5 

(1) Die Auslieferung der Schatzanweiſungen erfolgt auf Grund einer Anweiſung der die Woh⸗ 
nungsbauabgabe erhebenden Kaffe bezw. der Steuerkaſſe der Freien Stadt Danzig nach beſonderem 
Muſter. N . 8 8 ; 

(2) Die Anweiſung (Abſ. 1) iſt vierteljährlich nachträglich zu erteilen, erſtmalig alſo Anfang Ok⸗ 
tober 1933 für die in der Zeit vom 1. 7. bis 30. 9. 33 gezahlte Wohnungsbauabgabe. 

’ 8 18 ö ; 

Ein Berechtigter, der nach den Beſtimmungen der Verordnung vom 11. 7. 1933 und dieſer Durch⸗ 
und Ausführungsbeſtimmungen insgeſamt einen Anſpruch auf einen Betrag von Schatzanweiſungen hat, 
der nicht durch 100 teilbar iſt, hat Anſpruch auf eine Beſcheinigung über den nicht durch 100 teilbaren, 
auf volle 10 Gulden nach unten abgerundeten Betrag des Inhalts, daß er berechtigt iſt, Schatzan⸗ 
weiſungen in dieſer Höhe zu beanſpruchen. Dieſe Beſcheinigung darf nur einer Bank, Sparkaſſe oder 
Genoſſenſchaft ausgehändigt werden. Der Berechtigte kann eine von ihm gewählte Bank, Sparkaſſe 
oder Genoſſenſchaft benennen, der das Steueramt dieſe Beſcheinigung zu überſenden hat. Die Bank, 
Sparkaſſe oder Genoſſenſchaft, die ſolche Beſcheinigungen erhält, kann dieſe bei der Bank von Danzig 
in Schatzanweiſungen eintauſchen. Der Senat kann beſtimmen, welche Banken, Sparkaſſe oder Ge⸗ 
noſſenſchaften berechtigt ſind, die Beſcheinigungen entgegen zu nehmen und gegen Schatzanweiſungen 
umzutauſchen. 2111 

N 1888 8 19 ö WE £ 

Jeder Schatzanweiſung ſind halbjährliche Zinsſcheine bis 31. Dezember 1938 beigefügt. Der An⸗ 
ſpruch der Zinsvergütung entſteht zum erſten jeden Vierteljahres für die im Vorvierteljahr geleiſtete 
Wohnungsbauabgabe. JJ 8 f 
Die Schatzanweiſungen ſind dem Berechtigten von der Bank von Danzig gegen Ausweis (Paß 


al | 8 ee 


488 Die Einlöſung der fälligen Zinsſcheine und der ausgeloſten Schatzanweiſungen erfolgt zum Nenn⸗ 
wert. Zahlſtellen ſind die Staatshauptkaſſe und die Bank von Danzig. Bei der Einlöſung der aus⸗ 
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geloſten Stücke find die zugehörigen, noch nicht fälligen Zinsſcheine mit einzuliefern. Der Betrag der 
etwa fehlenden Zinsſcheine wird vom Kapital gekürzt. 


8 22 
Auf die Verjährung und Kraftloserklärung finden die geſetzlichen Beſtimmungen Anwendung. 


8 23 

Die Auslöſung findet ſpäteſtens einen Monat vor dem Zahlungstermin ſtatt. Die ausgeloſten 
Schatzanweiſungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und Beträge ſowie des Ter⸗ 
mins an welchem die Rückzahlung erfolgt, innerhalb 14 Tagen nach dem Ausloſungstermin im 
Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig bekanntgemacht. 

Zu 8 10 
8 24 i 

(1) Das in Art. IV $ 10 vorgeſehene Zurückbehaltungsrecht wegen Steuerrückſtände iſt aus- 
zuüben wegen aller bei der die Wohnungsbauabgabe vereinnahmenden Steuerkaſſe beſtehenden Reſte 
an Steuern, ſteuerlichen Nebenleiſtungen und Strafen ohne Rückſicht darauf, ob dieſe Reſte geſtundet 
ſind. 

(2) In den Fällen, in denen die Wohnungsbauabgabe nicht von der Steuerkaſſe der Freien 
Stadt Danzig ſondern von gemeindlichen Steuerkaſſen vereinnahmt wird, iſt auch die Steuerkaſſe der 
Freien Stadt Danzig berechtigt, das Zurückbehaltungsrecht wegen der bei ihr beſtehenden Reſte im 
Sinne des Abſ. 1 auszuüben, ſoweit das Recht nicht bereits von der vereinnahmenden Kaſſe für eigene 
Rückſtände geltend gemacht iſt. 

(3) übt eine der Steuerkaſſen das Zurückbehaltungsrecht aus, ſo hat die Bank von Danzig die 
Schatzanweiſungen nicht dem Berechtigten, ſondern der das Zurückbehaltungsrecht geltend machenden 
Steuerkaſſe auszuhändigen, die fie zugunſten des Berechtigten durch Verkauf an der Danziger Börſe 
unter Berückſichtigung des Geſichtspunktes der Kurspflege verwertet. Der erzielte Erlös nach Abzug 
der entſtandenen Verkaufsunkoſten iſt zur Abdeckung der Rückſtände des Berechtigten im Sinne des 
Abſ. 1 zu verwenden. 

(4) In erſter Linie find dabei Rückſtände des Berechtigten an Wohnungsbauabgabe abzudecken, 
im übrigen beſtimmt die verfügende Steuerkaſſe, welche Reſte zu tilgen ſind. Kommt bei einer ge⸗ 
meindlichen Steuerkaſſe die Erteilung einer Ausgabeanweiſung für den Berechtigten in Frage, ſo ſind 
dieſe Anweiſungen ſtets über die Steuerkaſſe der Freien Stadt Danzig zu leiten, zwecks 1 
der in Abſ. 2 der Steuerkaſſe der Freien Stadt Danzig vorbehaltenen Rechte. 

Zu 8 11 
8 25 

Auf Grund des § 11 der Verordnung vom 11. 7. 33 füklcgehebeite Schatzanweiſungen ſind un⸗ 

mittelbar der ul zu übermitteln, Die den Empfang Ka beſtätigen wird. 


8 26 

(1) Sind Schatzanweiſungen ausgegeben, auf die der Empfänger keinen Anſpruch hat, jo iſt er 
verpflichtet, die Schatzanweiſungen oder deren Wertbetrag zurückzugeben. Kommt der Empfänger binnen 
einer von der Steuerkaſſe beſtimmten Friſt dieſer Verpflichtung nicht nach, jo hat einer eine Entſchädi⸗ 
gung in Höhe des Anrechnungswertes zuzüglich der Zinſen zu zahlen, die auf die Zeit, in der er die 
Schatzanweiſungen unberechtigt in Beſitz gehabt hat, entfallen. 

(2) Auf die Feſtſetzung der Entſchädigung und ihrer Einziehung finden die Vorſchriften des 
Steuergrundgeſetzes über die Feſtſetzung und Einziehung von Steuern entſprechende Anwendung. 

(3) Gegen die Verfügung der Steuerkaſſe iſt ausſchl. die Beſchwerde nach SS 284 ff. des Steuer⸗ 
grundgeſetzes gegeben. Der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten iſt ausgeſchloſſen. 

Zu $ 13 
f 8 8 27 

Zinſen find wie Einkünfte aus Kapitalvermögen im Sinne des $ 33 des EinkStGeſ. zur Ein⸗ 

kommenſteuer heranzuziehen. 
Schluß beſtimmung 
| 8 28 a 

Die Pflichten, die im Beſteuerungsverfahren dem Steuerpflichtigen oder dritten Perſonen vl 

Stellen auferlegt find, gelten ſinngemäß für die Durchführung dieſer Verordnung. 


Danzig, den 18. Auguſt 1933. l 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Dr. Hoppenrath | 
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154 Verordnung 


i über die Neuwahl der Schöffen und Geſchworenen. 
Vom 15. Auguſt 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 22, 23 und 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird Folgendes mit . verordnet: 
8 1 
Die laufende Wahlperiode der Schöffen und Geſchworenen endet mit dem 30. September 1933. 
Die am 1. Oktober 1933 beginnende neue Wahlperiode endet mit dem 31. Dezember 1934. 
82 g 
Der im 8 40 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes bezeichnete Ausſchuß iſt neu zu wählen. Sodann 
hat rechtzeitig vor dem 1. Oktober 1933 eine Neuwahl der Schöffen und Geſchworenen nach den 
Vorſchriften des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes ſtattzufinden. 
Die Urlite, aus der die Schöffen und Geſchworenen für die Jahre 1933 und 1934 gewählt worden 
ſind, kann der Neuwahl zugrundegelegt werden. 
Danzig, den 15. Auguſt 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 
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